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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Ein weiterer Hohepunkt erfuhr die Gripen Angelegenheit Ende August des
Berichtsjahres, als die Subkommission der SiK-NR ihren Untersuchungsbericht
publiziert hatte. Die Parlamentarier um Subkommissionsprasident Hurter (svp, ZH)
stellen dem Gripen ein zweifelhaftes Zeugnis aus. Dieser Flieger weise die grossten
technischen, finanziellen, politischen und zeitlichen Risiken auf, so die vernichtende
Quintessenz aus dem Papier. Die Evaluation der verschiedenen Modelle sei jedoch
korrekt abgelaufen. Die Subkommission forderte dennoch vom Bundesrat eine
Stellungnahme zu offenen Fragen, die bis Oktober vorliegen sollte. Dartber hinaus war
das getroffene Framework Agreement mit dem Schwedischen Staat einer weiteren
Forderung der Subkommission entsprungen.’

Erschwerend kam hinzu, dass Schweden angeblich weniger Gripen-Jets beschaffen
wolle, als bis anhin kommuniziert. Dies hatte flur die Schweiz erhebliche finanzielle
Folgen, da sich die Entwicklungskosten anders verteilen wirden. Bundesrat Maurer
begegnete der anhaltenden Kritik Ende August an einem einberufenen
Kasernengesprach in Thun. Dabei beabsichtigte Maurer eine Richtigstellung der
kritisierten Punkte und andererseits wollte er das mit Schweden getroffene
Rahmenabkommen erkléren. Das Hauptinteresse nach der Frage um die Beteiligung der
Schweiz an den Entwicklungskosten konnte Maurer befriedigen: Die Schweiz misse sich
nicht finanziell beteiligen. Zudem wurden der Preis und die Lieferfrist vertraglich
vereinbart. So soll ab 2018 die erste Lieferung erfolgen. Fur eine Zwischenperiode von
2016 bis 2020 wurde vorgeschlagen, Gripen Flugzeuge des alteren Typs C/D zu mieten,
um einerseits die Piloten auf dem Gripen auszubilden und weiter die F/A 18 Flotte zu
entlasten - eine Idee, welche wiederum einige Kritik ernten sollte. Die FDP betitelte
diesen Vorschlag als absurd. Es mache keinen Sinn, Piloten auf einem alten Modell
auszubilden, wenn die neu entwickelten und ausgelieferten Flieger ein vollig anderes
Flugverhalten hatten. Ahnliche Kritik wurde aus der SiK-N  gedussert.
Kommissionsprasident Hurter (svp, ZH) beflrchtete dadurch einen Kontrollverlust
gegenlber dem Hersteller. Wahrend des gesamten Anlasses in Thun beteuerte
Bundesrat Maurer stets, dass der Gripen die Bedlrfnisse der Schweiz am besten und
am glinstigsten befriedige. ?

In der Fruhjéhrssession des Berichtsjahres wurde im Stédnderat Uber eine Motion
Niederberger (cvp, NW) befunden. Der Motionar verlangte vom Bundesrat die
vorgesehene Liquidation von Festungsminenwerfern zu stoppen sowie kiinftig geplante
Ausserdienststellungen von Riistungsgiitern dem Parlament zur Genehmigung
vorzulegen. In seiner Antwort griff der Bundesrat die im sicherheitspolitischen Bericht
und im Armeebericht 2010 skizzierten Szenarien auf und beharrte auf der Position, dass
altere Rustungssysteme ausgemustert werden mussten. So sieht der Bundesrat die
Armeeberichte und Rustungsprogramme auch weiterhin als adaquates Mittel zur
Darlegung kinftiger Anpassungen innerhalb der Armee, sei es in finanzieller oder
abristungstechnischer Hinsicht. Im Standerat wurde die von Bundesrat Maurer
kommentierte und zur Ablehnung beantragte Motion ohne Diskussion knapp mit 14 zu 13
Stimmen angenommen. Die Mehrheit der Kommission des Nationalrates beantragte die
Ablehnung der Motion, die Ende Jahr in der grossen Kammer beraten wurde. Eine
Minderheit Hurter (svp, SH) unterstitzte die Motion. Dabei standen sich finanzielle
Aspekte um die generelle Restrukturierung der Armee und Uberlegungen uber
Beibehaltung oder Liquidierung altgedienter Systeme gegenulber. In der Ratsdebatte
anerkannten die Redner die teilweise Erfullung der Motion, da die Ausserdienststellung
von Festungsanlagen bereits gestoppt worden war. Keine Einigkeit herrschte lUber die
Absicht, vom Bundesrat jeweils separate Berichte Uber Abristungen einzufordern.
Letztlich obsiegte in der Abstimmung die Kommissionsminderheit und die Motion
wurde mit 91 gegen 73 Stimmen angenommen. Dabei konnte sich eine grosse Koalition
der bdrgerlichen Parteien gegen links-grin durchsetzen. Die klnftig notige
Genehmigung von geplanten Ausserdienststellungen bedeutet eine
Kompetenzenverlagerung vom Bundesrat auf die Ebene des Parlamentes. °
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MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge im Rahmen des Projektes Tiger-Teilersatz war
auch im Berichtsjahr wieder vorherrschendes Thema in der Verteidigungspolitik.
Angesichts der aufzuwendenden CHF 3,126 Mia. war dieses Rustungsgeschéaft auch
eines der grossen Traktanden der gesamten Bundespolitik des Berichtjahrs. Nachdem
2011 der Typenentscheid geféllt wurde und sich der Bundesrat nach einer langwierigen
und nicht reibungslos verlaufenen Evaluation flr den schwedischen Gripen
entschieden hatte, galt es 2012 diesen Entscheid zu verteidigen, die Beschaffung
voranzutreiben sowie die wichtigsten Eckpunkte zu sichern. Nicht nur der
Beschaffungskredit von Uber drei Milliarden Franken musste geplant werden, sondern
auch der Ruckhalt im Parlament gewonnen und die Zusammenarbeit mit dem
Lieferanten Saab und dem Schwedischen Staat koordiniert, respektive mit dem Kauf
einher gehende Kompensationsgeschafte vereinbart. Dass dies keine einfache Aufgabe
fur Verteidigungsminister Maurer war, zeigte nicht nur der Verlauf der Geschichte
dieses  Vorhabens, sondern legten  auch die Erfahrungen friherer
Kampfjetbeschaffungen nahe, welche aus diversen Grinden jeweils fir viel Unmut auf
allen Ebenen sorgten. Bis ins Spéatjahr hinein sorgte eine intensiv gefuhrte, durchaus
kritische mediale Kampagne flur Kontroversen. Dabei wurde immer wieder in Frage
gestellt, ob der Gripen Uberhaupt das richtige Flugzeug sei. Mit denkbar schlechten
Voraussetzungen musste der Verteidigungsminister im Berichtsjahr die Gripen-
Beschaffung im Parlament vertreten. Diese war mit der bundesratlichen Botschaft zum
Rustungsprogramm 2012 Mitte November 2012 den eidgendssischen Raten beantragt
worden. Fir die Beschaffung von 22 Kampfflugzeugen des Typs Gripen E war ein
Verpflichtungskredit von besagten rund CHF 3Mia. zu beschliessen. Ein
referendumfahiges Gripen-Fondsgesetz sollte die Finanzierung legitimieren und
sicherstellen.

Bevor das Rustungsgeschaft im Parlament besprochen wurde, waren einige
Nebenschauplatze in den Fokus der Offentlichkeit geriickt. Im Januar wurde bekannt,
dass einer der an der Typenevaluation beteiligten Flugversuchsingenieure seine
Arbeitsstelle nach Uber 30 Jahren bei der Luftwaffe verlassen musste. Durch eine
Amtsgeheimnisverletzung fand ein vertrauliches Protokoll der Gripen-Subkommission
den Weg an die Offentlichkeit. Darin festgehaltene, kritische Ausserungen des
Ingenieurs Uber den Gripen gaben den Ausschlag zu seiner Entlassung. Nachdem
bekannt wurde, dass bereits 2012 ein weiterer Flugversuchsingenieur seinen Posten
raumen musste, wurde von einer Art ,Sduberungsaktion unter Gripen-Kritikern®
berichtet. Eine den Betroffenen auferlegte Schweigepflicht zur Sache war ein
gefundenes Fressen fur die Medien. Beim VBS erbetene Stellungnahmen blieben jedoch
vorerst ebenfalls aus, womit die Angelegenheit einen weiteren Knick in der Gripen-
Story darstellte. Bevor diese Indiskretionen aufgeklart werden konnten, wie von SiK-
Prasidentin Galladé (sp, ZH) und Subkommissionsprasident Hurter (svp, SH) gefordert,
waren die Ingenieure quasi Bauernopfer in einer nunmehr unwdirdigen
JIndiskretionenflut®. Spater wurde bekannt, dass es zwischen dem Gripen-Projektleiter
bei armasuisse und dem Flugwaffen-Experten zum Zwist kam, worauf anscheinend auch
von Seiten Saab eine personelle Veranderung verlangt wurde.

Gleichzeitig erreichten positive Signale aus Schweden die Schweiz: Schwedens
Regierung gab der Militarleitung den Auftrag, 60 Jets des Typs Gripen E bei Saab zu
bestellen. Diese Beschaffung wurde jedoch an die Bedingung geknlpft, dass
mindestens ein Partner mitmache. Falls die Schweiz, oder ein anderes Land, nicht folgt
und bis Ende 2014 ebenfalls mindestens 20 Jets ebendiesen Typs bestellt, kann die
Regierung von einer Ausstiegsklausel Gebrauch machen und die Bestellung stornieren.
Schwedens Vertrauen in den (eigenen) Jet gab der Debatte in der Schweiz zwar
Aufwind, aber noch schienen zu viele Vertragsklauseln zu unsicher: Das VBS sollte sich
im Auftrag des Parlaments gegen Nichterfullen der Vertrage absichern. Schweden solle
mit der Herstellerfirma Saab einen Vertrag Uber 82 Jets abschliessen, die Schweiz
ihrerseits einen mit Schwedens Regierung tber den Kauf von 22 dieser Jets. So machte
etwa die FDP ihre Zustimmung im Parlament davon abhangig, dass Strafzahlungen fallig
werden sollen, wenn Saab einzelne Leistungen nicht erbringe.

Noch bevor die Vorlage im Parlament besprochen wurde, formierte sich Mitte Februar
ein linkes Anti-Gripen-Bulndnis, welches sich fur den Referendumskampf vorbereiten
wollte. Die Griine Partei, mit alt Nationalrat Jo Lang (gp, ZG) als prominentem Jet-
Gegner, die SP, JUSO, Junge Griine, die GSoA und andere Organisationen schlossen sich
der Allianz an. Das Zeichen war deutlich: bei einer Annahme im Parlament sollte das
Referendum ergriffen werden.

Als Erstrat hatte sich Anfang Marz der Sténderat mit dem Geschéaft zur Beschaffung
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auseinanderzusetzen. Die Mehrheit der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) sprach
sich (mit neun zu vier Stimmen) fur Eintreten auf die Vorlage aus. Aus der
Finanzkommission kamen ebenfalls positive Signale: diese hatte der Finanzierung mit
sieben zu zwei Stimmen grines Licht gegeben. Es gab aber auch den erwarteten
Widerstand: Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) beantragte Nichteintreten mit der
Begrindung, die ganze Beschaffung sei zu unsicher. Zudem stellte sie die
Notwendigkeit neuer Flugzeuge grundséatzlich in Frage und schlug vor, die Schweiz solle
sich am LuftraumUberwachungsprogramm der NATO beteiligen. Ein weiterer Antrag
Recordon (gp, VD) verlangte Rlckweisung an die Kommission mit der Aufgabe, den
Erwerbsvertrag genauer zu prufen. Die Eintretensdebatte war von Bekenntnissen zu
Armee und Sicherheit gepréagt, jedoch auch seitens burgerlicher Politiker mit kritischen
Voten versehen. Die finanziellen Risiken seien zu gross, so beispielsweise Standerat
Jenny (svp, GL). Der Flugzeugbeschaffung gegeniber kritisch eingestellte, blrgerliche
Réate sahen im grossen finanziellen Aufwand zu grosse Einschnitte ins ordentliche
Armeebudget, welches in den néchsten zehn Jahren zusatzlich den vom Bundesrat
vorgesehenen Gripen-Fonds speisen musse. Sémtliche Gegenantrage hatten
schliesslich in den Eintretensabstimmungen keine Chance: Der Nichteintretensantrag
scheiterte zwar mit 22 zu 20 Stimmen nur knapp, der Rickweisungsantrag etwas
deutlicher mit 25 zu elf Stimmen. Der Bundesbeschluss wurde im Stéanderat damit
grundsatzlich gutgeheissen, scheiterte aber am fehlenden qualifizierten Mehr zur
Losung der Ausgabenbremse. Die SiK beantragte Uberdies einen zuséatzlichen Artikel,
wonach der Bundesrat den SiK beider Réate jahrlich einen Bericht Uber den Stand der
Beschaffung unterbreiten muss. Damit schuf der Stédnderat einen neuen, vom
Bundesratsentwurf abweichenden Passus. Mit 22 zu 20 Stimmen in der
Gesamtabstimmung Uberwies der Stdnderat das Geschaft an den Nationalrat. Die FDP
Fraktion hatte sich schliesslich zu einem Ja durchringen kénnen, nachdem friher
monierte Verbesserungen in den Vertragen angebracht worden waren. Das gleichzeitig
traktandierte Gripen-Fondsgesetz war ebenfalls von einem Rickweisungsantrag
Recordon (gp, VD) betroffen, welcher jedoch deutlich abgelehnt wurde. In der
Schlussabstimmung nahm der Sténderat das Gesetz mit 23 zu 15 Stimmen deutlich an.
Dass die Vorlage am qualifizierten Mehr vorerst gescheitert war, wurde in den medialen
Berichterstattungen als eigentliche .Ohrfeige™ betitelt. Das daraus resultierende
mindestens vorUbergehende Nein wurde auch als Quittung fir mangelhafte
Kommunikation seitens des VBS bezeichnet, jedoch auch als Zeichen gegen eine
unentschlossene Regierung, welche noch 2010 im Armeebericht von einer
Kampfjetbeschaffung absehen wollte. Konsterniert konstatierte der
Verteidigungsminister denn auch, dass das Geschéft ins Wanken gerate.

In der Folge wurde der Entscheid der sicherheitspolitischen Kommission (SiK) des
Nationalrates mit Spannung erwartet. Nach dem Votum im Stdnderat und im Wissen um
die kritische Haltung des Meinungsfihrers und Gripen-Subkommissionsprasidenten
Thomas Hurter (svp, SH), war nicht klar, wie andere burgerliche Kommissionsangehorige
stimmen wuirden. Bundesrat Maurer trug zudem mit brisanten Aussagen weiter zur
Unruhe bei: In einer Rede bei der Schweizerischen Offiziersgesellschaft sprach der
Verteidigungsminister unter anderem von der Beschaffung unbemannter Flugkdrper
(Drohnen), welche just in der Auslieferungsphase der ersten Gripen-Jets beantragt
werden sollen. In ihrer Sitzung Anfang April beschloss die SiK dann allerdings, erst im
August zu entscheiden und bis dahin zuséatzliche Forderungen zu stellen - was
gleichzeitig eine zeitliche Verzégerung von mehreren Monaten bedeutete. Die grosste
Baustelle orteten die Sicherheitspolitiker in den Zahlungsmodalitdten: Uber einen
Ruckbehalt eines Teils der Zahlungen an Schweden solle sich die Schweiz absichern.
Zusétzlich sollen als Grundbedingung nicht mehr als 15 Prozent des Gesamtkaufpreises
als Anzahlung nach Schweden Uberwiesen werden. Als zweite Massnahme soll das VBS
bei jeder fallig werdenden Teilzahlung fur die Kampfflieger jeweils acht Prozent
zurlckbehalten. Die Halfte dieser acht Prozent erhalt Schweden bei korrekter
Auslieferung einer Tranche, den Restbetrag beim erfolgreichen Abschluss des ganzen
Geschafts. Die zurtckbehaltenen Gelder sollen als Druckmittel dienen, falls die
Herstellerfirma Saab die vereinbarten Anforderungen nicht erfllle oder die Jets zu spat
ausliefere. Die Forderungen zwangen das \Verteidigungsdepartement zu
Nachverhandlungen - und wurden von SVP Politikern als ,Misstrauensvotum gegen
Schweden™ kritisiert. Trotz Verzégerungen innerhalb des Berichtsjahres anderte sich
die Agenda aber nicht grundsatzlich. Statt in der Sommersession hatte sich der
Nationalrat erst im Herbst mit dem Geschéft auseinanderzusetzen, eine allfallige
Referendumsabstimmung wirde jedoch gleichwohl 2014 stattfinden kdnnen.

Vor der wegweisenden zweiten Sitzung der SiK im August wurde bekannt, dass das VBS
die gewulnschten Forderungen nicht hatte aushandeln kénnen. Statt der verlangten

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Verringerung der Akontozahlungen an Schweden auf 15 Prozent, pochte der
Vertragspartner auf 40 Prozent oder rund CHF 1 Mia. Da Schweden jedoch urspringlich
rund zwei Drittel des Kaufpreises als Akontozahlung forderte, konnte die Einigung auf
den genannten Betrag als Kompromiss betrachtet werden. In anderen Belangen wie der
Regelung einer Konventionalstrafe wurden jedoch Fortschritte gemacht. Ende August
wurden in einer SiK-Sitzung die aufgeschobenen Traktanden zur Gripen-Beschaffung
nachgeholt. Dass im VBS weiter verhandelt worden war, hatte sich gelohnt: die
Sicherheitspolitiker konnten sich zu einem Ja zum Gripen durchringen, wenn auch
gegen die geschlossene Linke innerhalb der Kommission. Damit erhielt das Geschaft
einen positiven Schub fur die anstehende Debatte in der Volkskammer.

Der Nationalrat beschéftigte sich in der Herbstsession mit dem Geschéaft. Die SiK
beantragte dem Plenum mit 14 zu neun Stimmen, auf die Vorlage einzutreten und ihr
zuzustimmen. Die Finanzkommission des Nationalrates hatte die Vorlage bereits im
Frihjahr gutgeheissen. Dennoch stand das Geschaft wie in der kleinen Kammer von
Beginn weg im Gegenwind. Ein Nichteintretensantrag und zwei Rlckweisungsantrage
standen im Raum. Eine Minderheit Allemann (sp, BE) fasste unter dem Begriff
»Geldverschwendung® ihren Unmut Uber diese Beschaffung zusammen. Drei Argumente
wurden vorgebracht: Erstens sprach sie dem Geschéft jegliche Berechtigung ab. Es sei
unnotig Jets zu beschaffen, wenn man von Freunden umzingelt sei. Zweitens sei der
Gripen nicht der richtige Typ, weil er im Luftpolizeidienst - seiner designierten
Hauptaufgabe - schlechte Testresultate generiert habe. Als drittes und mit Verweis auf
die Mirageaffare wurde vorgebracht, dass das Risiko zu hoch sei, einen noch nicht
fertigentwickelten ,Papierflieger™ einzukaufen. Auch von burgerlichen Politikern wurde
Widerstand geleistet. Eine Minderheit Walter Muller (fdp, SG) sorgte sich um finanzielle
Risiken. Mit einer Anzahlung Uber CHF 1 Mia. an Schweden bis zum Jahr 2016 begebe
sich die Schweiz zu stark in eine Abhangigkeit von den Vertragspartnern. Gleichzeitig
wurde die Leistungsfahigkeit des Saab-Fliegers angezweifelt. Im Rickweisungsantrag
wurde verlangt, die anderen Angebote der Hersteller EADS und Dassault ebenfalls einer
Nachevaluation zu unterziehen. Saab hatte zur Verbesserung des Jets in einzelnen
Punkten nachbessern kénnen. Der zweite Riickweisungsantrag Fischer (glp, LU) basierte
auf der Idee einer generellen Sistierung von Kampfjetbeschaffungen. Es solle in der
gewonnenen Zeit im Rahmen der Weiterentwicklung der Armee (WEA) eine
grundséatzliche Standortbestimmung und ein Gesamtkonzept fur den Einsatz der
Luftwaffe erarbeitet werden, welches Basis flr zuklnftige Beschaffungen sein soll. Die
Antragsteller forderten insbesondere, dass diese Beschaffung besser mit anderen
wegweisenden und strategischen Geschéften (WEA, Ristungsprogrammen) koordiniert
wird. Die erwarteten Links-Rechts-Gegensatze zeigten sich bereits in der
Eintretensdebatte. Sdmtliche Gegenantrage wurden vom geschlossen abstimmenden
blrgerlichen Block mit komfortabler Mehrheit abgewiesen. Die folgende Detailberatung
war lediglich durch eine kleine Anderung einer Minderheit Allemann (sp, BE) gepragt.
Diese wollte auf technische Vorkehrungen fur die Luft-Boden-Kampffahigkeit zum
Zeitpunkt der Beschaffung noch verzichten und dadurch rund CHF 70 Mio. einsparen.
Das zentrale Argument war jedoch nicht diese Einsparung sondern sicherheitspolitische
Bedenken, welche mit Einsatzen von solchen Waffen einhergehen. Die Schweiz hat seit
1994 und der Ausmusterung der Hunter-Flotte keine solchen Waffen mehr an den
Kampfflugzeugen. Dieser Antrag blieb jedoch im Plenum chancenlos und der Vorlage
wurde mit 113 zu 68 Stimmen zugestimmt. Die Ausgabenbremse wurde mit ahnlichem
Stimmverhaltnis ebenfalls geldst.

Das Gripen-Fondsgesetz wurde mit zwei Anderungsantragen bekampft. Eine Minderheit
Roland Fischer (glp, LU) wollte die Fondseinlagen auf hochstens CHF 3,126 Mia.
begrenzen. Eine Minderheit Il Flach (gp, AG) wollte Kreditverschiebungen verhindern.
Die Einlagen sollten ausschliesslich fur die Flugzeugbeschaffung verwendet werden und
nicht via Globalbudget fir Armeeimmobilien aufgewendet werden kdénnen. Der
Vorschlag Fischer wurde auf Antrag der SiK und mit Unterstitzung des
Verteidigungsministers deutlich abgelehnt, mit der Begrindung er sei unndétig, da der
zu genehmigende Betrag festgeschrieben und zudem an dieses Rustungsgeschéft
gebunden sei. Der Antrag der Minderheit Flach wurde ebenfalls abgelehnt. Die Vorlage
wurde in der Gesamtabstimmung mit 118 zu 67 Stimmen angenommen.

Die im Herbst im Stédnderat behandelte Differenzbereinigung betraf lediglich die
Ausgabenbremse, welche noch im Frihjahr am ndtigen Quorum gescheitert war. Ohne
viele Wortmeldungen, jedoch nach einem Vortrag von Bundesrat Maurer, in dem er
noch offene Punkte zu kléren versuchte, wurde das Geschaft auch im Sténderat
abgeschlossen und mit 27 gegen 17 Stimmen wurde auch die Ausgabenbremse geldst.
Das Bundesgesetz tUber den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen wurde
in den Schlussabstimmungen mit 25 zu 17 Stimmen im Standerat und mit 117 zu 71
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.05.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Stimmen im Nationalrat angenommen. Damit nahm die Kampfjetbeschaffung zur
Umsetzung des Tiger-Teilersatzes die Hurde Parlament.

Durch die Finanzierungslésung Uber das Gripen-Fondsgesetz, stand die
Flugzeugbeschaffung unter Vorbehalt eines fakultativen Referendums. Bereits vor den
Debatten um Preis und Flugzeugtyp hatte die Grlne Partei verlauten lassen, sie werde
gegen den Kauf neuer Flugzeuge das Referendum ergreifen. Noch vor der
Schlussdebatte im Stdnderat hatten sich zwei Komitees gegen den Gripen gebildet. Ein
linkes um SP und GP sowie ein burgerliches Komitee, welches vorwiegend aus GLP-
Politikern zusammengesetzt war. Dies stellte ein Novum dar: In Armeefragen hatte sich
noch nie eine bilrgerliche Partei gegen ein Armeegeschaft gestellt. Die
Referendumsfrist lief ab Anfang Oktober bis zum 16. Januar 2014. Lange brauchten die
Gripen-Gegner allerdings nicht: Nach knapp zwei Monaten und rund sechs Wochen vor
Ablauf der Referendumsfrist hatte das linke Komitee 80'000 Unterschriften
beisammen. Damit zeichnete sich ab, dass eine Abstimmung bereits im Mai 2014
erfolgen dulrfte. Dass das burgerliche GLP-Komitee kaum 10'000 Unterschriften zu
sammeln vermochte und die eigene Sammelaktion abgebrochen hatte, schmalerte
dessen Wille, gegen den Gripen zu agieren nicht. Fortan bestritten die beiden Komitees
einen je eigenen Abstimmungskampf gegen den Gripen. Kurz vor Jahreswechsel
lancierte der Verteidigungsminister den Abstimmungskampf fur den Gripen. Mit der
Metapher eines Chalets mit [6chrigem Dach warnte Maurer fortan vor einer mangelhaft
ausgerusteten Luftwaffe nach Ausserdienststellung der Tiger F-5 Jets. Die Gripen-
Beschaffung sei essentiell fir die Sicherheit der Schweiz. Bemerkenswert am teuren
Rustungsgeschéaft war dass die Armeefuhrung und allen voran Bundesrat Ueli Maurer
trotz allen Unstimmigkeiten wéhrend der Typenevaluation, trotz Indiskretionen, trotz
Gegenangeboten der unterlegenen Jet-Hersteller Dassault und EADS und ungeachtet
jeglicher Kritik am favorisierten Typen auf den schwedischen Gripen beharrte. Weder
eine Neuevaluation noch eine Prifung von Alternativen waren jemals in Betracht
gezogen worden. Das Stimmvolk wird 2014 das letzte Wort haben. Im Verlauf der
parlamentarischen Debatte wurden neben mehreren Interpellationen und Anfragen
zwei Motionen behandelt, die im Nationalrat allerdings keine Chance hatten: Eine
Motion Kaufmann (svp, ZH) (Mo. 12.3278) aus dem Jahr 2012 wollte die neuen
Kampfflugzeuge mit einer Militarpflicht-Ersatzabgabe flir Auslander finanzieren. Mit
einer Motion Allemann (sp, BE) (Mo. 11.4021) sollte bereits seit 2011 und hinsichtlich
einer Anschaffung von neuen Jets der Fluglarm auf dem Flugplatz Meiringen (BE)
eingeddmmt werden. Beide Vorstosse wurden jeweils recht deutlich abgelehnt. *

Der Abstimmungssonntag am 18. Mai 2014, wurde nicht nur Héhe-, sondern auch
Schlusspunkt eines langwierigen Seilziehens um die Gripen-Beschaffung bzw. den
Tiger-Teilersatz. Dieses grosse Rustungsvorhaben hatte zahlreiche Hirden zu nehmen.
Die letzte davon - der Urnengang - wurde 2013 durch den Bundesrat selbst ermoglicht,
indem als Finanzierungsgrundlage ein Fondsgesetz vorgeschlagen wurde. Erst dieser
Kniff ermoglichte es, die Finanzierung und damit sehr unmittelbar auch die
Beschaffung selbst, dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Mit der Ablehnung
des Gripen-Fondsgesetzes an der Urne wurde die aufsehenerregende
Kampfflugzeugbeschaffung erfolglos abgeschlossen.

Dass das Referendum ergriffen wuirde, war schon frih klar. Noch vor den
parlamentarischen Debatten Ende 2013 kiindigte die Grlne Partei an, sie werde dieses
Geschaft zu verhindern suchen. Zwei Referendumskomitees hatten sich dann bereits
vor der letzten Beratung im  Stédnderat konstituiert, so dass einer
Unterschriftensammlung nichts mehr im Wege stand. Links-grin und die Grinliberale
Partei stellten sich je individuell an, die nétige Anzahl Unterschriften zu sammeln. Der
Erfolg liess nicht lange auf sich warten. Innert zwei Monaten und damit noch 2013, hatte
das Komitee um SP und GPS rund 80'000 Unterschriften beisammen. Damit zeichnete
sich rasch ab, dass die Referendumsabstimmung bereits im Frihjahr 2014 abgehalten
werden konnte. Entsprechend frih erkannte auch der Verteidigungsminister den Ernst
der Lage und noch Ende 2013 stieg er in den Abstimmungskampf. Fortan standen sich
blrgerliche Gripen-BeflUrworter und Gripen-Gegner aus links-grinen Kreisen
gegenuber. Neu standen aber erstmals auch burgerliche Politiker einer Armeevorlage
kritisch gegenuber: die GLP hatte sich nicht nur an der Unterschriftensammlung
beteiligt, sondern sie stellte sich fortan auch in einem Gegnerkomitee gegen die
Beschaffung der Gripen-Jets.

Erster Meilenstein war Mitte Januar 2014 die Einreichung der Unterschriften. Das links-
grine Bundnis um SP, GPS und andere Organisationen konnte rund 100'000
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Unterschriften fur das Referendum zusammentragen, nur etwa 5'000 davon waren vom
grunliberalen Anti-Gripenkomitee beigesteuert worden. Da schon Mitte Mai abgestimmt
werden sollte, war die Einreichung der Unterschriften gleichzeitig der Startschuss fur
den Abstimmungskampf. Sogleich wurde dieser befeuert, als es nicht nur darum ging,
ob sich die Herstellerfirma Saab an der Finanzierung der Ja-Kampagne beteiligen soll,
sondern ob dies Uberhaupt zulassig sei. Das Gegnerkomitee meldete sehr rasch seine
Ablehnung an. Aber auch Gripen-Beflrworter standen einer finanziellen Beteiligung aus
Schweden kritisch gegenliber. Thomas Hurter (svp, SH) forderte, dass sich Saab génzlich
aus der Abstimmungskampagne raushalte.

Unangenehme Tage musste der Verteidigungsminister auch im Februar erleben:
Nachdem bereits der Prozess zum Typenentscheid durch verschiedene
Nebenereignisse und Indiskretionen flr negative Schlagzeilen gesorgt hatte, wurden
auch im neuen Jahr geheime (und brisante) Informationen publik. So hatte sich
Verteidigungsminister Ueli Maurer in mehreren Treffen mit dem Schwedischen
Botschafter Per Théresson ausgetauscht. Dabei soll es nicht nur um gute Kontakte
gegangen sein, sondern ganz konkret um ein Engagement Schwedens im
Abstimmungskampf. Diese Informationen hatte ein Schwedischer Radiosender
veroffentlicht, der drei Berichte des Botschafters an das Aussen- und
Verteidigungsministerium Schwedens vorliegen hatte. Der Inhalt war insofern brisant,
als dass angeblich Bundesrat Maurer selbst um Unterstitzung aus Schweden gebeten
haben soll. Zwar solle sich Schweden nicht direkt in den Abstimmungskampf
einmischen, jedoch durch verschiedene Anlasse in Schweden und der Schweiz eine
positive Stimmung erzeugen. Ein Beispiel waren Journalisten-Besuche in den
Saabwerken zu Informationszwecken. Maurer musste sich in der Folge erklaren und
versuchte den Ball flach zu halten. Dass Gespréache geftihrt wurden konnte er nicht in
Abrede stellen, er wollte jedoch darin keine gemeinsame Kampagnenplanung sehen.
Dass er sich als Vorsteher des VBS an vorderster Front fir den Gripen stark mache, sei
nicht mehr als opportun. Die Ungereimtheiten spielten den Gegnern dennoch in die
Hande und den Beflrwortern wie auch dem Verteidigungsminister selbst blieb nichts
anderes Ubrig, als gebetsmuhlenartig festzuhalten, dass der Gripen die richtige Losung
fur die Schweiz sei. Fast taglich wurde in den Zeitungen Uber den Gripen berichtet.

Die Kampagnenleitung der Beflrworter sollte von der CVP uUbernommen werden,
allerdings stellte sie sich nur zogerlich daflr zur Verflgung, denn scheinbar sah sich
Parteiprasident Darbellay mit zu wenig finanziellen Mitteln ausgestattet. Dass bis zu CHF
5 Mio. fur die Beflrworterkampagne aufgewendet werden sollten, liess man seitens des
Vereins flr eine sichere Schweiz VSS, dem CVP-Nationalrat Jakob Biichler (SG) vorsteht,
unkommentiert. Auch diese Informationen stammten aus geheimen Berichten aus
Schweden. Beim VSS versuchte man derweil, sich von Schweden zu distanzieren. Das
Durchsickern dieser Informationen fuhrte indes dazu, dass sich die CVP zurtickzog und
nicht mehr als Kampagnenleiterin fungieren wollte. Ausschlaggebend waren unter
anderem auch verunglimpfende, persénliche Kommentare des Schwedischen
Botschafters gegen CVP-Exponenten. Im Engagement der CVP hatte man sich auf
BeflUrworterseite erhofft, dass Gripen-kritische Wahler in der politischen Mitte
abgeholt werden kénnten. Daraus wurde nun vorerst nichts. Dass zudem die Sektion der
CVP-Frauen im Gegensatz zur Mutterpartei die Nein-Parole fasste, schien fur die CVP
ebenfalls eine Hypothek darzustellen. Wer die Kampagnenleitung tubernehmen sollte,
war in der Folge offen. Die CVP wollte die Volkspartei vorschicken, da es schliesslich ein
Dossier ihres Magistraten sei. Bei der SVP zeigte man sich jedoch bedeckt und
Parteiprasident Brunner (SG) stellte eine Einigung .in einigen Wochen™ in Aussicht, rund
drei Monate vor dem Abstimmungstermin, notabene.

Wahrend auf politischer Ebene weiter gestritten wurde, fihrte Saab eine regelrechte
Promotionstour durch die Schweiz durch. Mitte Februar wurde an einem Anlass mit
Wirtschaftsvertretern Uber Kompensationsgeschéafte informiert, daneben sollte der
Gripen zu verschiedenen Gelegenheiten vorgeflhrt, beziehungsweise ausgestellt
werden, etwa an Ski-Weltcuprennen oder an der Mustermesse in Basel. Dies wurde den
Gripengegnern zu viel und Nationalratin Chantal Galladé (sp, ZH) tat ihren Unmut
offentlich kund. Dass mitunter Geld fliesse, sei in Abstimmungskampfen normal, jedoch
sei die Omniprasenz des Gripen-Herstellers Saab stérend und eine ,Einmischung aus
dem Ausland in diesem Masse bedenklich.™ Derweil und schneller als erwartet stellte
sich Ende Februar tatsachlich die SVP als neue Koordinatorin der Ja-Kampagne vor.
Angesichts des nahenden Abstimmungstermins sah sie sich in der Verantwortung. Man
habe keine Zeit mehr zu verlieren und wolle diese Abstimmung gewinnen, so SVP-
Prasident Brunner.

Etwas Aufwind erhielt der Gripen durch eine Flugzeugentfihrung im Raum Genf, als der
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Schweiz vor Augen gefuhrt wurde, weshalb eine intakte Luftabwehr notig sein kann. Der
Co-Pilot einer Maschine der Ethiopian Airline hatte das eigene Flugzeug nach Genf
entfihrt, um in der Schweiz einen Asylantrag zu stellen - was jedoch erst nach dem
Vorfall bekannt wurde. Zuvor irrte die vollbesetzte Passagiermaschine, von zwei
Eurofighter-Jets der Italienischen Luftwaffe begleitet, Uber Italien, ehe sie Uber dem
Montblanc-Massiv von der Franzdsischen Luftwaffe weiterbegleitet wurde und
schliesslich in Genf zur Landung gezwungen werden konnte. Dass die Schweizerische
Luftwaffe nur zu Blrozeiten operativ ist und nicht eingreifen konnte, sorgte im Ausland
far Erstaunen und in der Schweiz einerseits zur Forderung nach einem ausgebauten
Luftschirm, andererseits aber auch zu Spott und Hame. Spater wurde auch die Krim-
Krise in der Ukraine als Argument fur eine funktionierende Luftwaffe herangezogen.

Am 25. Februar préasentierte das Ja-Komitee seine Argumente fir den
Abstimmungskampf. ,Sicherheit zuerst!™ sollte als Leitmotiv die Stimmbdirgerschaft
mobilisieren. Sicherheit sei die Garantie fir Frieden, Freiheit und Wohlstand, so Jakob
Blchler (cvp, SG). Ab Mérz und damit rund zwei Monate vor dem Urnengang sorgte ein
allfalliger ,Plan B™ flr Irritation. Aus verschiedenen Kreisen wurde kolportiert,
Bundesrat Maurer arbeite fur den Fall eines Volks-Neins an einer alternativen Gripen-
Beschaffung: er wolle Gripen-Jets mieten, leasen oder Uber das ordentliche
Armeebudget - und damit ohne Mitsprache der Stimmbevdlkerung - beschaffen. Trotz
Dementi Maurers selbst, seines Sekretariats und auch der armasuisse, hielt sich das
Gerlcht Uber einen allfalligen ,Plan B* hartnédckig in den Medien.

Ebenfalls Mitte Marz lancierte das Gegnerkomitee seinen Abstimmungskampf und
setzte vor allem auf die Kostenfrage. Man wollte die Gripen-Beschaffung nicht zu einer
Armee-Grundsatzfrage machen und auch nicht sicherheitspolitische Argumente ins
Feld fihren, da man sich daraus eher weniger Chancen versprach. Vielmehr erhoffte
man sich mit dem Slogan ,Kampfjetmilliarden gegen Bildung, Verkehr oder AHV" einen
Erfolg an der Urne. In der Zwischenzeit wurde der Tonfall im Abstimmungskampf
gehassiger. SVP-Patron Christoph Blocher hinterfragte die Finanzierung der
Gegnerkampagne, indem er den Verdacht &usserte, dass moglicherweise die beim
Typenentscheid unterlegenen Ristungskonzerne (EADS und Dassault) Geld gegen den
Gripen einschiessen wirden - dies, um bei einer Neu-Evaluation zum Zug kommen zu
kénnen. Aus dem blrgerlichen Nein-Komitee wurde jedoch postwendend klargestellt,
man habe weder Kontakt mit anderen Ristungsgesellschaften, noch Geld erhalten, so
etwa Beat Flach (glp, AG). Gar als absurd betitelte Chantal Galladé (sp, ZH) die Vorwdrfe.

Kurz darauf bemuhte sich der Sonntags Blick um einen ersten Trend in der Gripen-
Frage und stellte eine Ablehnung von Uber 60 Prozent fest. Trotz dieser erstmaligen
Stimmungsaufnahme zeigte sich der Verteidigungsminister gegenuber der Presse
betont gelassen und zuversichtlich. Dennoch legte er einen regelrechten Redemarathon
hin und trat von April bis zur Abstimmung im Mai an Uber 20 Veranstaltungen fur den
Gripen auf.

Das burgerliche Nein-Komitee wurde ab Anfang April aktiv. Man stehe flr eine starke
Armee ein, sei jedoch gegen den Gripen, weil Geld und ein Konzept fehle - Argumente,
die bereits in den Parlamentsdebatten von Roland Fischer (glp, LU) vorgebracht worden
waren. In diesem Nein-Komitee waren auch die CVP-Frauen vertreten.

Uber Alternativen zur Gripen-Beschaffung, also wiederum tber einen ,Plan B, wurde
weiter berichtet, als sich im April auch der ehemalige Jetpilot und Nationalrat Thomas
Hurter (svp, SH), seines Zeichens Préasident der SiK-NR, Uber solche Plane dusserte. Es
brauche einen ,Plan B® fiir den Fall, dass der Gripen an der Urne scheitern sollte. Seine
Vorstellung war die Beschaffung von zwolf Fliegern alle 15 Jahre. Eine Forderung, die
sogar von Parteikollegen kritisiert wurde. Hans Fehr (svp, ZH) gab etwa zu bedenken,
dass es ungeschickt sei, bereits vor der Abstimmung laut Uber Alternativen
nachzudenken. Alex Kuprecht (svp, SZ) bezeichnete die Aussage gar als ,absoluten
Blodsinn™. Hurter rechtfertigte seine Idee mit dem Umstand, dass beim Urnengang
nicht fir oder gegen neue Flieger, sondern nur fir oder gegen die Art der Finanzierung
abgestimmt werde. Mit einer Alternativbeschaffung wirde der Volkswillen - von der SVP
gemeinhin hochgehalten - also nicht umgangen. Ein erneuter Evaluationsprozess fur
einen neuen Flugzeugtyp wirde zudem viel zu lange dauern. Deswegen mulsse man sich
fur den Ersatz der Tiger-Flotte bereits zu diesem Zeitpunkt und auch unter
Berucksichtigung eines moglichen Volks-Neins Gedanken machen.

Auch Uber weitere Alternativen zur Luftraumtberwachung wurde diskutiert, etwa tUber
den Kauf gebrauchter F/A 18 Jets der neueren Generation, die Beschaffung von Kampf-
Helikoptern, einen Ausbau der Boden-Luft-Fliegerabwehr (die ohnehin konkretisiert
werden sollte) oder Uber die Aufrlistung der alten Tiger Flotte. Anfang Juni wurde
bekannt, dass das VBS beabsichtige, israelische Drohnen beschaffen zu wollen. Immer
mehr wurde auch die Frage debattiert, wie die budgetierten Mittel verwendet werden
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sollen, falls der Gripen an der Urne abgelehnt wirde. Fur Sicherheitspolitiker war klar,
dass dieses Geld der Armee gehore, weil es Uber das ordentliche Armeebudget hatte
aufgebracht werden mussen. Linke Politiker hingegen sahen eine Chance, neu Uber die
Verteilung der ca. CHF 3 Mia. zu beraten. |hrer Vorstellung nach sollte das Geld zu
Gunsten der Bildung, zur Sicherung der sozialen Sicherheit, des 6ffentlichen Verkehrs,
oder auch zu Gunsten der Entwicklungshilfe, die richtig eingesetzt friedensférdernd
wirke, eingesetzt werden. Dieser Punkt blieb freilich vorerst offen.

Als sehr unsicher musste der Erfolg der Gripen-Beschaffung ab Mitte April betrachtet
werden: Nachdem die oben genannte Sonntags Blick-Umfrage noch nicht zu Unruhe
bewogen hatte, tat dies die erste SRG-Trendumfrage des gfs.bern. Nur 42 Prozent der
Befragten sprachen sich darin fir den Gripenkauf aus, ein Ergebnis, das sich fast mit
der ersten Umfrage deckte. Freilich gaben die Demografen zu bedenken, dass die
Unterschiede zwischen den Ja- und Nein-Anteilen zu gering seien, um sich bereits
festlegen zu kdénnen. Noch am selben Tag liess sich Bundesrat Maurer zitieren, er
glaube, dass sich die Stimmbevdlkerung der sicherheitspolitischen Tragweite der
Gripen-Vorlage bewusst sei. Weiterhin gab sich der Verteidigungsminister kampferisch.
Sein Engagement flur den Gripen gipfelte jedoch zwischenzeitlich in einem Fiasko, als
Maurer in der Sendung ~Rundschau™ des SRF zu einem Rundumschlag ausholte und kurz
sogar die Contenance verlor. Er enervierte sich derart Uber die Berichterstattung zum
Gripen-Kauf, dass er sich mit dem Moderator einen verbalen Schlagabtausch lieferte.
Die als einseitig kritisierte Sendung I6ste eine Rekordzahl an Beschwerden bei der
Ombudsstelle der SRG aus, die allerdings Ende Mai sémtlich abgewiesen wurden, da das
Sachgerechtigkeitsgebot nicht verletzt worden sei und das Publikum durchaus in der
Lage gewesen sei, sich eine eigene Meinung zum fraglichen Rundschau-Beitrag zu
bilden. Dennoch wurde auch die Sendung selbst kritisiert. So habe der ausgestrahlte
Bericht ,die hohen Anforderungen an die Ausgewogenheit, welche im Vorfeld einer
Volksabstimmung verlangt werden, nicht erfullt.” Zudem wurde festgehalten, dass
einige der gestellten Fragen .manchmal unnétig provokativ waren™.

Spater und mit zunehmender N&he zum Abstimmungstermin setzte der
Verteidigungsminister im Lichte des ungewissen Abstimmungsausgangs auf warnende
Worte und beschwor die Angst vor einem ungeschutzten Luftraum, ja er bediente sich
gar erpresserischer Formulierungen. ,Wenn man jetzt nicht Flieger bestellt, steht man
zehn Jahre spater ohne Luftwaffe da®, mahnte Maurer. Dass die .F/A 18 im Krisenfall
nicht genlgen®, doppelte auch Divisionar Bernhard Mduller, stellvertretender
Kommandant der Luftwaffe, nach. Doch die Stimmbevélkerung zeigte sich in der
zweiten Welle der SRG Trendumfrage unbeeindruckt. Knapp zehn Tage vor der
Abstimmung schien der Gripen noch immer nicht abzuheben: mit 44 Prozent
Zustimmung war nach wie vor nur eine Minderheit der Befragten fur die
Kampfjetbeschaffung. Zudem zeichnete sich ab, dass tatsachlich die Kostenfrage
entscheidendes Argument werden durfte. Trotz der gemaéass gfs.bern bereits weit
fortgeschrittenen Meinungsbildung machten sich beide Lager zu einer Schlussoffensive
auf. Die vier Parteiprasidenten Martin Landolt (bdp, GL), Christophe Darbellay (cvp, VS),
Philipp Muller (fdp, AG) und Toni Brunner (svp, SG) - diese Parteien hatten die Ja-Parole
ausgegeben - versammelten sich in der Folge in Bern zu einer Medienorientierung, um
nochmals ihre besten Argumente vorzutragen. Der hochkaratig besetzte Anlass wurde
kurzfristig anberaumt und zeigte die Nervositat der Parteispitzen offensichtlich. Vor
dem Bundeshaus gingen sie gemeinsam symbolisch auf einer Hebebihne ,in die Luft™.
Ein ungltucklicher Entscheid, wie sich spater herausstellen sollte. lhre von den
Stadtberner Behorden nicht bewilligte Aktion fihrte ndmlich zu einer Anzeige.

Einziger Lichtblick fur die Befurworter war die Erfahrung, dass das Stimmvolk kaum je
eine Armeevorlage versenkt hatte. Doch auch dieser wurde am Abstimmungstag
zerschlagen. 53,4 Prozent der Stimmenden (Stimmbeteiligung: 55,5 Prozent) lehnten
das Gripen-Fondsgesetz an der Urne ab, ein Erfolg fur die linken Parteien, die
zusammen mit der GLP die Nein-Parole beschlossen hatten und eine herbe Niederlage
fur Verteidigungsminister Maurer, der sich Uber Jahre fir neue Kampfjets eingesetzt
hatte. Er hielt fest, dass es ein Votum gegen den Gripen sei, nicht gegen die Armee und
wiederholte, dass nun kein ,Plan B™ aus der Schublade gezogen werde. Zunéchst sei das
Resultat zu analysieren, erst dann wollte der Verteidigungsminister Uber neue Varianten
sprechen. Er gab jedoch auch zu bedenken, dass die Diskussion Uber neue Kampfflieger
bald wieder beginnen misse, zumal auch die F/A 18 Flieger irgendwann ersetzt werden
mussten. Die Linken sahen sich dagegen in ihren Bemuihungen gegen das teure
RiUstungsgeschaft bestatigt und auch aus dem blrgerlichen Gegnerlager horte man
erleichterte Stimmen. Das Resultat zeige, dass auch viele liberale und burgerliche
Waéhlerinnen und Wahler den Gripen-Kauf ablehnten, so Roland Fischer (glp, LU). In
seinen Augen héatten sich die zwei Gegnerkomitees gelohnt. Aus der SVP wurde
hingegen konsterniert verklindet, dass man .jetzt erst recht in die Landesverteidigung
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investieren musse”.

Im Nachgang an die Volksabstimmung beherrschten die Fragen um die Zukunft der
Armee und der Luftwaffe den politischen Diskurs, jedoch auch und wiederholt die
Frage, was mit den frei gewordenen ,Gripen Milliarden™ nun geschehen soll. Ernlichtert
musste auch der Wirtschaftsstandort Schweiz den Volksentscheid hinnehmen. Rund
500 Vertrage mit 125 Unternehmen und einem Volumen von rund CHF 400 Mio. hatte
Saab im Vorfeld der Abstimmung mit Schweizer Unternehmen unterzeichnet - Anlagen,
die nun ungewiss waren. Der Ristungskonzern Ruag beflrchtete, rund 200 Stellen
streichen zu mussen, unter anderem von Mitarbeitern, die bereits seit langem auch an
Gripen-Konfigurationen arbeiteten.

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,33%
Ja: 1345726 (46,6%)
Nein: 1542 761(53,4%)

Parolen:

- Ja: SVP, CVP(3*), FDP, BDP, GLP; Economiesuisse, SGV, SOG, AUNS, Swissmem.
- Nein: SP, GPS, GLP (1*); SGB, VPOD, GSoA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Gripen-Nein veranlasste Bundesrat Maurer schliesslich auch dazu, die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) zu vertagen und die Botschaft erst im Herbst zu
verabschieden. Das Reformprojekt wurde dadurch um mindestens drei Monate
verzogert. Mit der dadurch gewonnenen Zeit sollen, unter anderem, finanzielle Fragen
neu abgesteckt werden, die durch die abgelehnte Jet-Beschaffung aufkamen.
Entscheidend war dabei, ob das Armeebudget revidiert werden musste - ein zentrales
Element der WEA.

Die allfallige  Geld-Neuverteilung selbst wurde vom Verteidigungsminister
ausgeschlagen; er wollte die fir den Jet-Kauf eingeplanten Mittel fir andere
Ristungsgeschafte einsetzen und mit CHF 790 Mio. weniger als die Halfte der
Bundeskasse zurtckgeben. Dies fuhrte zu Unstimmigkeiten innerhalb der
Landesregierung, da Finanzministerin Widmer-Schlumpf in einem Mitbericht bereits
Widerstand gegen dieses Ansinnen angekundigt hatte. Seitens der SP wurde eine ganz
neue Ausrichtung der Armee gefordert und die Gripen-Ablehnung als Chance daflr
betrachtet. Die Rickgabe der CHF 790 Mio. wurde indes von burgerlichen Politikern
nicht goutiert. lhrer Meinung nach .gehorte™ das Geld der Armee, gleich wie es
eingesetzt werden sollte. Es gebe ,unzahlige Mdglichkeiten, dieses Geld zu verwenden™,
so Jakob Buchler (cvp, SG), der das Thema in der SiK-NR nochmals durchdiskutiert
wissen wollte. Im selben Zeitraum gab der Rustungschef Ulrich Appenzeller seinen
Rucktritt bekannt, womit Ueli Maurer noch ein personelles Problem zu l6sen hatte.
Appenzeller gab seinen Posten wegen ,unterschiedlicher Auffassungen Uber die
Ausrichtung der Armasuisse und die Rolle des Rustungschefs™ auf.

In der Analyse der Abstimmung (Vox) wurden die ausschlaggebenden Argumente flr die
Ablehnung des Gripen ermittelt. Vor allem die Gruppe der jungeren Stimmenden und
Frauen sowie zahlreiche Mitte-Wahlende und FDP-Anhanger waren gegen den
Flugzeug-Kauf. Ein Drittel der Befragten kritisierte die hohen Kosten dieses
RuUstungsgeschéafts und rund zehn Prozent gaben an, der Gripen sei nicht das richtige
Flugzeug fur die Schweiz. Nochmals zehn Prozent sprachen sich daflr aus, dass erst die
Rolle der Ausgestaltung der Armee geklart werden misse, bevor ein solches
RuUstungsvorhaben umgesetzt werden kénne. Ebenfalls knapp zehn Prozent lehnten den
Gripen wegen einer grundsatzlich ablehnenden Haltung zur Armee ab. Im unterlegenen
Ja-Lager wurden Uberwiegend sicherheitspolitische  Argumente  fir den
Stimmentscheid vorgebracht. Die Politologen der Universitat Zurich hielten zudem fest,
dass im Vergleich zu anderen Abstimmungen auffallig haufig die Kampagne und die
Informationspolitik der Gripen-Beftrworter als Grund fur ein Nein genannt wurden. So
seien auch das langwierige Auswahlverfahren, wie auch die zahlreichen
Ungereimtheiten und Indiskretionen Uber die gesamte Dauer aller Verfahren hinweg
ausschlaggebend fiir das Nein gewesen. ®
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Nachdem das erste ordentliche Ristungsprogramm 2015 in den Raten in der Sommer-,
respektive der Herbstsession bereits genehmigt worden war, legte der Bundesrat Mitte
August ein weiteres Riistungsprogramm "plus" vor. In der Botschaft Uber die
zusatzliche Beschaffung von Ristungsmaterial 2015 wurden Guter im Umfang von
weiteren CHF 874 Mio. beantragt. Dabei wurden dem Parlament vier Gesuche
unterbreitet: eine teilweise Erneuerung der Telekommunikationsmittel der Armee (CHF
118 Mio.), eine Ergadnzung der Munitionsbestédnde fir Pistolen und Sturmgewehre (CHF
100 Mio.), die Nutzungsverldngerung eines Fliegerabwehrsystems (CHF 98 Mio.) im
Rahmen des Projekts "Bodengestitzte Luftverteidigung 2020" (BODLUV 2020) sowie,
als Léwenanteil von CHF 558 Mio., die Werterhaltung der veralteten Duro-Fahrzeuge.

In der Eintretensdebatte im Nationalrat eréffnete der Berichterstatter der SiK-NR, Beat
Flach (glp, AG), die Diskussion mit einer Globalsicht auf die Weiterentwicklung der
Armee, die eine Vollausristung zum Ziel habe und inzwischen vom Parlament weit
vorangetrieben worden sei. Deshalb seien auch die vorgelegten Investitionen berechtigt
und noétig. Die ersten drei Positionen waren in der SiK denn auch nicht bestritten, wohl
aber die vierte, die Aufwertung der seit 1993 beschafften Duro-Lastwagen und zwar
insbesondere wegen der hohen Investition von Gber CHF 200'000 pro Stuck. Letztlich
konnte sich die Kommission aber doch durchringen, dem Gesamtpaket gute Argumente
fur die Beratungen mitzugeben und Eintreten mit 18 zu 7 Stimmen zu beschliessen.
Erstmals ausserte sich auch die FK zu einem Rlstungsgeschaft, deren Referent Mdller
(cvp, LU) aus finanzieller Sicht ebenfalls griines Licht gab, es sich jedoch nicht nehmen
liess, ebenfalls Bedenken zum Duro-Werterhalt zu dussern. Da aber mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Vorgehen eine langere Nutzungsdauer erzielt werden
kénne, als mit neu zu beschaffenden Fahrzeugen, kam auch die FK zum Schluss, dass
die Investition berechtigt sei. Seinem Votum war im Wesentlichen auch zu entnehmen,
dass durch frei gewordene Kapitalreserven gentgend Mittel flr dieses zusatzliche
Rustungsprogramm vorhanden waren.

Im Anschluss an die Kommissionspositionen wurden die Argumente der Fraktionen
vorgebracht. Thomas Hurter (svp, SH) legte die Einstellung der SVP dar, die mit einer
knappen Mehrheit fir das Geschaft einstand. Innerhalb der sonst armeefreundlichen
Partei gab es aber auch eine stattliche Gegnerschaft um den Aargauer Ulrich
Giezendanner (svp, AG), der mit 22 Mitstreitern gegen die Duro-Revision einstand.
Wenig Uberraschend wehte Gegenwind vor allem von links. Die Ablehnung von
Giezendanner und Parteikollegen war denn ein von den Grinen und der SP gerne
angenommener Steilpass, so dass von Beginn weg der Erfolg des bundesratlichen
Antrags nicht sicher war. Eintreten wurde schliesslich mit 136 zu 50 Stimmen
beschlossen.

In der Detailberatung standen dem Antrag der Regierung zwei Klrzungsantrage aus den
Reihen der SiK gegenilber, wovon einer der Mehrheitsantrag war. Ein weiterer
Minderheitsantrag Il (Biichler) lautete auf Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.
Die FK stellte sich ebenfalls hinter den Antrag des Bundesrates. Die
Kommissionsmehrheit wollte das Volumen zur Werterhaltung der Duro-Lastwagen um
CHF 100 Mio. kurzen, jedoch ohne zu prazisieren, in welchem Bereich eingespart
werden soll. Die Minderheit | (Fridez) (sp, JU) wollte den Einsatz von CHF 98 Mio. zur
Beschaffung von Ersatzkomponenten der mobilen Kommunikation streichen und diese
Position bei CHF 20 Mio. belassen. Die im RP 15plus skizzierte Beschaffung von neuen
Kommunikationssystemen soll schrittweise bis 2027 erfolgen, wobei flur eine
Planungsphase eben diese ubrig bleibenden CHF 20. Mio. veranschlagt worden sind. Die
zu kirzenden CHF 98 Mio. seien fur erste Anschaffungen vorgesehen - Kaufe, die
gemass der Meinung der Kommissionsminderheit | auch zu einem spéateren Zeitpunkt
budgetiert werden kénnen.

Die Wortmeldungen glichen sich in der Debatte und hauptsachlich wurde das "Fitness-
Programm", wie es Nationalrat Miller (fdp, SG) nannte, fir den Duro besprochen.
Mehrere Votanten hielten die rund CHF 250'000 pro Duro-Umbau fir zu hoch
angesetzt. Auf der anderen Seite war man sich einig, dass eine Fahrzeug-
Neubeschaffung kaum maoglich sei, weil der Duro seinerzeit als quasi massgefertigtes
Produkt an die Schweizer Armee geliefert wurde. Die Nutzungsverlangerung des
Fliegerabwehrsystems kam in der Detailberatung nicht zur Sprache. In den
Gesamtabstimmungen obsiegte die Kommissionsminderheit Il mit 98 zu 90 Stimmen
knapp, die Kommissionsminderheit | unterlag mit 52 gegen 140 Stimmen deutlich. Damit
wurde das Geschaft im Sinne der Regierung an den Stéanderat Uberwiesen. Mit 149 zu 43
Stimmen wurde Uberdies die Ausgabenbremse geldst. ¢
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.09.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Armeebotschaft 2016 mit dem vierjdhrigen Zahlungsrahmen war in der
Herbstsession des Nationalrates auf der Tagesordnung und sorgte fur eine lebhafte
Diskussion. Fir die Kommission sprach neben Roger Golay (mcg, GE) auch Thomas
Hurter (svp, ZH). Sein Votum erdffnete er mit einem Rickblick auf vergangene Querelen
um die Armeefinanzen und kam unmissverstandlich zum Schluss, dass es beim
vorliegenden Geschaft um Planungssicherheit gehe. Hurter erklarte, die SiK habe mit 16
zu 8 Stimmen und ohne Enthaltung beschlossen, nicht auf die Vorlage einzutreten und
damit die Haltung des Standerates zu stltzen. Dies entspricht dem wiederholt
geadusserten Willen des Parlamentes, auf den CHF 5 Mrd. jéhrlich zu beharren. Gleiches
liess die Finanzkommission verlauten, deren Sprecher Pirmin Schwander (svp, SZ)
verdeutlichte, dass es gerade auch im Sicherheitsbereich der Prioridten bedurfe. Das
heisse aus finanzpolitischer Sicht, diesen Antrag zu blockieren. Auch die FK-NR
beantrage folglich Nichteintreten. Etwas konzilianter flgte er aber an, dass die
Finanzkommission sehr wohl wissen moéchte, wie diese CHF 5 Mrd. tatséchlich
eingesetzt wirden. Insofern seien das VBS, aber auch die Armee gefordert.

Es gab jedoch auch Eintretensantrage aus beiden Kommissionen. Eine Minderheit
Galladé (sp, ZH) setzte sich in der SiK fur Eintreten ein, eine Minderheit Amarelle (sp,
VD) stellte den entsprechenden Antrag in der FK-NR. Letzterer Minderheitsantrag
beinhaltete gleichzeitig einen Antrag auf Ruckweisung an den Bundesrat mit der
Forderung, aufzuzeigen, was mit den CHF 20 Mrd., dies entspricht dem
Zahlungsrahmen Uber vier Jahre a CHF 5 Mrd., finanziert werden soll. Folglich zeigte
man sich von Seiten der Kommissionsminderheiten kritisch: Auf den Zahlungsrahmen
nicht einzutreten, ké&me einer Diskussionsverweigerung gleich. So wirde sich die SP
gegen Nichteintreten aussprechen und in einem zweiten Schritt den Antrag Amarelle
unterstitzen, wonach der Bundesrat die Verwendungszwecke des Finanzdaches
darlegen solle. Chantal Galladé kam nicht nur auf das gescheiterte Projekt BODLUV zu
sprechen, sondern interpretierte das Volksnein zum Gripen als Ausdruck des Willens
zur Einsparung von CHF 300 Mio. pro Jahr. Der Erfolg blieb jedoch aus, mit 128 zu 61
Stimmen beschloss der Nationalrat ebenfalls, nicht auf die Vorlage einzutreten. Er
folgte damit also dem Erstrat, womit diese Vorlage ad acta gelegt werden konnte.’

Die Armeebotschaft 2018 und alle ihre Teilgeschéafte standen in der Herbstsession 2018
auf der Tagesordnung des Nationalrates, der sich als Zweitrat damit zu befassen hatte.
Die sicherheitspolitische Kommission hatte die Vorlage nur kurz nach dem
stdnderéatlichen Entscheid beraten und entschieden, sich gegen diesen zu stellen.
Insbesondere bezlglich des sogenannten ballistischen Koérperschutzes, also der
Schutzwesten, fasste die SiK einen anderslautenden Antrag an ihren Rat. Mit 16 zu 9
Stimmen stand die Kommission fir die vom Bundesrat beantragte Variante des
RuUstungsprogramms ein. Bei den anderen Vorlagen der Armeebotschaft zeigte die
Kommission keine Konfrontationsgeluste, sie segnete die Beschlisse des Erstrates
deutlich ab.

So drehte sich in der Plenardebatte alles um die Schutzwesten, was sich bereits in der
Eintretensdebatte manifestierte. Seitens der SP-Fraktion wurde ein Minderheitsantrag
angeklndigt, der die vom Stadnderat aufgenommene Halbierung der Anzahl
anzuschaffender Westen bestatigen wollte. Ebenfalls gab SP-Sprecherin Seiler Graf (sp,
ZH) bekannt, dass die Partei weitere Antrage unterstitzen werde, die Kirzungen
verlangen, zum Beispiel bei den Munitionskaufen. Die Eintretensdebatte nahm Zlge
einer Grundsatzdiskussion flr und wider die Armee an, wobei sich die Ratslinke,
diesmal vertreten durch die beiden Grinen Gléattli (gp, ZH) und Mazzone (gp, GE), auf
Oppositionskurs begab. Dagegen zeigten sich die burgerlichen Parteien offen
gegentber der WEA-Armee und dem Ristungsprogramm. SVP-Sprecher Hurter (svp, SH)
liess es sich nicht nehmen, die Ablehnung und Klrzungen anzuprangern, und forderte
von den anderen Parteien ein Bekenntnis zu einer vollausgerusteten Armee.

Die Detailberatung startete mit dem RuUstungsprogramm und den angekundigten
Kirzungsantragen bei den Westen. Eine Minderheit | Sommaruga (sp, GE) beantragte
einen Beschluss geméss Standerat, sprich die Halbierung der diesbezlglichen Gelder.
Die Armee gebéarde sich wie ein verzogenes Kind, das alles sofort wolle, wohingegen die
gesamte Bundesverwaltung zum Sparen angehalten werde. Ferner verwies der Genfer
Sozialdemokrat auf eine Aussage von SiK-SR-Prasident Dittli (fdp, UR), der die
Beflrchtung geaussert habe, dass nach der Beschaffung zahlreiche Schutzwesten ein
ungenutztes Dasein in Zeughdusern fristen wuirden. Insofern musse dieser
Geldverschwendung entgegengetreten werden. Géanzliche Streichung dieser
Anschaffung forderte eine Minderheit || Mazzone (gp, GE). Die Begriindung war, dass
eine Differenz zum Erstrat geschaffen werden solle, was wiederum erlauben wiurde,
grundséatzlich Gber den Bedarf von Schutzwesten nachzudenken. Nach kurzer, jedoch
intensiver Debatte kamen die Antrage zur Abstimmung. Nachdem zunéchst die beiden
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Minderheitsantrage gegeneinander ausgemehrt worden waren, gelangte der obsiegende
Antrag Sommaruga (sp, GE) gegen den Mehrheitsantrag zur Abstimmung. Letzterer,
sprich die bundesratliche «Vollvariante» ohne Kirzung bei den Westen und einem
Kredit Gber CHF 848 Mio, wurde dann vom Plenum favorisiert. Die Forderung Mazzone
(gp. GE) nach einer weiteren Differenzbereinigung durch den Standerat wurde also auch
so erfullt.

Ebenso umstritten préasentierte sich die Ausgangslage zum Bundesbeschluss Uber die
Rahmenkredite fir Armeematerial. Der Standerat hatte sich uneingeschrankt hinter die
Fassung des Bundesrates gestellt. Im Nationalrat gab es hingegen vier Gegenantrage:
Einen Minderheitsantrag Meyer (sp, ZH) aus der FK-NR, wonach rund CHF 73 Mio.
eingespart werden sollten und auf Munitionskaufe verzichtet werden sollte - zu
genehmigen ware demnach ein Gesamtkredit von CHF 669.5 Mio. gegenlber den von
der Regierung beantragten CHF 742 Mio. Drei weitere Minderheitsantrage stammten
von SiK-NR-Mitgliedern. Eine Minderheit | Seiler Graf (sp, ZH) wollte eine kleine
Einsparung von CHF 5.5 Mijo. erzielen, indem auf die Panzerkanonen-
Mehrzweckpatronen verzichtet wird: «Eine Panzerschlacht ist [...] nun wirklich kein
wahrscheinliches Szenario», argumentierte die Zurcherin. Die Minderheiten Il und IlI
wurden beide von Lisa Mazzone (gp, GE) angeflihrt. Zunéchst wollte sie diverse
Einsparungen im Bereich «Projektierung, Erprobung und Beschaffungsvorbereitung»
vornehmen und so circa CHF 50 Mio. zurlicklegen. Der letzte Antrag lautete auf einen
fast vollstandigen Verzicht der Ausgaben fur Munition, wobei sich der betreffende
Kredit auf CHF 25 Mio. reduzieren wirde und der Gesamtkredit mit knapp CHF 596
Mio. um fast CHF 150 Mio geringer ausfiele, als die vom Standerat genehmigte Version.
Die Mehrheit beider Kommissionen stellte sich hinter den Entwurf des Bundesrates, der
auch von der Stdndekammer genehmigt worden war. Séamtliche Minderheitsantrage
blieben in den jeweiligen Abstimmungen ohne Chance, wobei die geschlossen
stimmenden Fraktionen der Grinen und der SP nichts ausrichten konnten. Letztlich
wurde der Bundesbeschluss mit 140 zu 39 Stimmen bei 11 Enthaltungen angenommen.

Wahrend in der Folge das Immobilienprogramm einstimmig und ohne Gegenantrage
genehmigt wurde, gab es bezlglich der Ausserdienststellung von Waffensystemen eine
Stimme der Opposition. Franz Gruter wollte verhindern, dass die 12-cm-Minenwerfer
dem Alteisen zugefuhrt werden; ein Antrag, den seine Fraktion unterstitzte. Diese
Festungsminenwerfer seien eine nachhaltige Unterstltzung der beweglichen Truppen,
die an neuralgischen Punkten installiert worden waren. Eine Erhaltung dieser Systeme
erachtete der Antragsteller als finanziell tragbare Losung. Mit 67 Stimmen, vorwiegend
aus der SVP-Fraktion, unterlag der Antrag im Plenum jedoch deutlich gegen 114
Stimmen (bei drei Enthaltungen). Der Bundesbeschluss Uber die Ausserdienststellung
von Waffensystemen wurde sodann mit 182 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung
genehmigt. ®

Die Armeebotschaft 2018 beschéftigte das Parlament noch ein letztes Mal; in der
Wintersession galt es, die im Rustungsprogramm verbliebenen Differenzen bezuglich
der Schutzwesten zu tilgen. Die Mitglieder der SiK-NR waren sich diesbezlglich nicht
einig geworden und unterbreiteten dem Plenum drei Varianten zur Auswahl: Die
Kommissionsmehrheit wollte sich abermals Uber den Beschluss der Standekammer
hinwegsetzen und am vorangehenden nationalrdtlichen Beschluss festhalten; dies
entsprach dem ursprlinglichen Vorschlag der Regierung, der Maximalldsung. Die
Minderheit | Gmir (cvp, SZ) wollte einlenken und die Anderung des Standerates und
somit eine reduzierte Beschaffung des ballistischen Koérperschutzes akzeptieren. Eine
Minderheit Il Fridez (sp, JU) wollte auf den ersten Beschluss des Sténderates
zurlckkommen, namlich die Halbierung der vom Bundesrat beantragten Mittel fur die
Schutzwesten. Diese drei Moéglichkeiten legten somit alle bisher angedachten Varianten
noch einmal auf den Tisch.

Minderheitssprecher Gmir (cvp, SZ) bewarb das Einlenken auf seine Ldsung als
tragbaren Kompromiss. Mit den dabei zu beschaffenden 85'000 Westen sei die
angestrebte Vollausristung der Armee gewahrleistet. Der auszugebende Betrag lage
damit bei CHF 170 Mio. Minderheitssprecher Fridez (sp, JU) argumentierte mit einem
Uberbestand an Westen, weil bei einer dringenden Mobilmachung ohnehin lediglich
35'000 Soldatinnen und Soldaten aufgeboten wirden. Das bedeutet, dass 50'000
Schutzwesten gar nicht gebraucht wirden. Mehrheitssprecher Zuberbihler (svp, AR)
dusserte sich erst nach dem Votum von Bundesrat Parmelin, der namens der Regierung
die Minderheit | Gmur unterstitzte und die zweite Minderheit klar ablehnte.
Zuberbuhler statzte sich in seinen Ausfihrungen auf die mit der WEA beschlossenen
Grundsatze, wovon einer die generelle vollstandige Ausristung aller AdA betraf. Dieses
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Argument brachten auch die birgerlichen Votanten Hurter (svp, SH) und Mller (fdp, SG)
vor. Zuberbuhler (svp, AR) hielt sich an die Debatte in der Kommission und vertrat die
Ansicht, dass Kompromisse im Bereich der Schutzausrustungen der Dienstleistenden
einen falschen Ansatz darstellten.

In der Ausmarchung wurde zunéchst der Minderheitsantrag | (geméss Standerat) gegen
den Mehrheitsantrag ausgemehrt. Mit 92 zu 81 Stimmen obsiegte der
Minderheitsantrag. Damit war der Weg fir diesen frei, denn der zweite
Minderheitsantrag auf eine Kirzung - so hatte es sich bereits in der Plenardebatte
abgezeichnet - hatte keine Chance. Mit 124 zu 49 Stimmen bestétigte der Nationalrat
somit den Beschluss des Standerates. Die Armeebotschaft 2018 konnte nun gesamthaft
abgeschlossen werden. ’
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